
 
 
 

B E S C H L U S S A U S F E R T I G U N G  

 
 
 
Qualitätssicherung in städtischen Kindertagesstätten: Einrichtung einer mobilen Reserve und 
Entlastungskräfte für Tätigkeiten in Hauswirtschaft und Verwaltung in den Kitas 
-Antrag der Stadtratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 26.03.2015- 
 
Beratungsabfolge 
 
Sitzung Datum Beschlussqualität 

Stadtrat 16.04.2015 Entscheidung 
 
Antrag: 
 
die vor kurzer Zeit im Stadtrat geführte Debatte über eine Qualitätsoffensive in den städtischen 
Kitas hat unter anderem gezeigt, dass in Ingolstadt – mehr als durch die Gewährung einer 
kommunalen Zulage nach dem Beispiel von München – eine Verbesserung der Situation über eine 
Entlastung des Personals zu erreichen wäre. Ebenso wurde von fachlicher Seite festgestellt, dass 
die Ansprüche der Gesellschaft und der Eltern an öffentliche Betreuungsangebote in den letzten 
Jahren stark gestiegen sind und sich dementsprechend die Anforderungen an das Personal 
deutlich erhöht haben. Die Rahmenbedingungen für den pädagogischen Arbeitsalltag haben sich 
vor allem aufgrund vieler zusätzlicher und zeitaufwändiger Aufgaben verändert. Die zusätzlichen 
Tätigkeiten, von denen sich die Erzieherinnen Entlastung wünschen, erstrecken sich besonders 
auf Arbeiten in der Kita-Verwaltung und im hauswirtschaftlichen Bereich. 

Damit die Bildungs- und Erziehungsarbeit jederzeit verlässlich in hoher Qualität sichergestellt 
werden kann, muss zudem bei Personalausfällen eine Mobile Reserve zur Verfügung stehen. 

 
Wir stellen daher folgenden Antrag: 
 
1. Zur Kompensation von Personalausfällen durch Krankheit und Fortbildung wird in den 

städtischen Einrichtungen eine mobile Reserve geschaffen. 

2. Es werden im erforderlichen Umfang Entlastungskräfte für Verwaltungstätigkeiten und im 
hauswirtschaftlichen Bereich eingestellt. 

Beschluss: 
 
Stadtrat vom  16.04.2015 

Nach Erläuterung der bereits ergriffenen Maßnahmen seitens Herrn Engert zieht Stadträtin Kleine 
mit Verweis auf den bereits laufenden Vollzug der beantragten Maßnahmen den 
Stadtratsfraktionsantrag zurück. 
 
 


